
Art. 5 GG

(1)Jeder hat das Recht, seine Meinung in Wort, Schrift und Bild frei zu äußern und zu 
verbreiten und sich aus allgemein zugänglichen Quellen ungehindert zu 
unterrichten. Die Pressefreiheit und die Freiheit der Berichterstattung durch 
Rundfunk und Film werden gewährleistet. Eine Zensur findet nicht statt.

Meinungsfreiheit in Gefahr –
(wie) hat sich unsere Demokratie verändert? 



„Die Meinungsfreiheit ist ein Menschenrecht und wird (…) als ein gegen 
die Staatsgewalt gerichtetes Grundrecht garantiert, um zu verhindern, dass die 
öffentliche Meinungsbildung und die damit verbundene Auseinandersetzung mit 
Regierung und Gesetzgebung beeinträchtigt oder gar verboten wird.  

… die Informationsfreiheit (sichert) den Zugang zu wichtigen Informationen, ohne 
die eine kritische Meinungsbildung gar nicht möglich wäre. 

Das Verbot der Zensur verhindert die Meinungs- und Informationskontrolle durch 
staatliche Stellen. Im Unterschied zu einer Diktatur sind der Staatsgewalt in einer 
Demokratie die Mittel der vorbeugenden Informationskontrolle durch Zensur 
ausdrücklich verboten.“

https://de.wikipedia.org/wiki/Meinungsfreiheit



 EUvsDiSinfo

 Digital Services Act

 Code of Practice on Disinformation

 European Democracy Action Plan

 European Media Freedom Act
…



https://euvsdisinfo.eu/de/

• 2015 (!) gegründet
• Vorzeigeprojekt des Europäischen Auswärtigen Dienstes
• Durchgeführt von der East StratCom Task Force (Strategisches Kommunikationsteam Ost) 
• Fachleute aus Kommunikation, Journalismus, Sozialwissenschaften und Russistik, 
• gehört zum diplomatischen Dienst der EU
• Ziel: Desinformationskampagnen der Russischen Föderation aufzeigen und 

Öffentlichkeit sensibilisieren



„Der DSA reguliert Online-Vermittler und Plattformen wie 
Marktplätze, soziale Netzwerke, Plattformen zum Teilen von 
Inhalten, App-Stores sowie Online-Reise- und 
Unterkunftsplattformen. Sein Hauptziel ist es, illegale 
und schädliche Aktivitäten im Internet sowie 
die Verbreitung von Desinformationen zu 
verhindern. Er gewährleistet die Sicherheit der Nutzer, 
schützt Grundrechte und schafft ein faires und offenes Umfeld 
für Online-Plattformen.“

In Kraft seit Februar 2024

Bundesregierung:
Das Gesetz über digitale Dienste erleichtert die 
Entfernung illegaler Inhalte und schützt die 
Grundrechte der Nutzerinnen und Nutzer. 
Hierunter fällt auch die Redefreiheit im 
Internet. Für große Online-Plattformen (…) (gilt) 
zum Beispiel die Pflicht zur Risikoanalyse und 
Risikominimierung.



• Nimmt mehr Plattformen (auch kleinere) ins Visier

• Verbreiter von Desinformation sollen Werbeeinnahmen verlieren

• Unterdrückung von Fake Accounts, Bots etc.

• Nutzer verstärkt auf Desinformation hinweisen

• Fact checking in allen EU-Ländern verstärken

• Transparenz politischer Wahlwerbung sichern

Ursprünglich aus 2018, Erneuerung Juni 2022



Antisemitismus

Ich kämpfe 
gegen …



Dezember 2023

Februar 2023

August 2022



Juni 2021 Anpassung des Verfassungsschutzrechts
Juni 2022 Verfassungsschutzrelevante Delegitimierung des Staates
Juli 2022 Cybersicherheitsagenda

Oktober 2022 Änderung des Volksverhetzungsparagraphen §130 StGB

Entwurf 2022 Demokratiefördergesetz
Dez 2023 neue Übermittlungsregelungen im Bundesverfassungsschutzgesetz
Feb 2024 Maßnahmen gegen Rechtsextremismus (nach Correctiv-“Recherche)

April 2024 Reform des Disziplinarrechts (ÖD & Beamtenrecht)
Seit April 2024 Resolution zum Schutz Jüdischen Lebens
August 2024 Sicherheitspaket nach Terrorangriff von Solingen 

Gesetzgeberische Maßnahmen des Bundesinnenministeriums



(nach nur halbstündiger Aussprache) in der Fassung (19/30477) angenommen.

• Reaktion auf Rechtsterrorismus und -extremismus.
• Nimmt erstmals „Einzelpersonen gezielt in den Blick“
• Zusammenarbeit des Verfassungsschutzes mit dem Militärischen Abschirmdienst 

(MAD) bei der Aufklärung des Rechtsextremismus 
• Nachrichtendienste erhalten „ergänzende Aufklärungsbefugnisse durch die Regelung 

zur Quellen-Telekommunikationsüberwachung auch von Messenger-Diensten“.
• Die Quellen-TKÜ setzt danach im Endgerät an, bevor die Nachrichten technisch 

verschlüsselt werden beziehungsweise wenn sie wieder entschlüsselt sind.
(Übrigens: „Letzte Generation“ sind für Haldenwang keine Extremisten)

Juni 2021 Anpassung des Verfassungsschutzrechts 
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Deutscher Bundestag - Bundestag ändert das Recht des Verfassungsschutzes



Juni 2022 ff Verfassungsschutzrelevante Delegitimierung des Staates

Neues Gesetz: Geheimdienst soll Bürger im privaten Umfeld anschwärzen dürfen (nachdenkseiten.de)
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„Die staatlichen Schutzmaßnahmen (…) dienten in einzelnen Fällen auch als Vorwand (…), um die 
demokratische und rechtsstaatliche Ordnung als solche zu bekämpfen. 
Um (…) Anhaltspunkte für verfassungsfeindliche Bestrebungen adäquat bearbeiten zu können, 
hat das BfV den neuen Phänomenbereich „Verfassungsschutzrelevante Delegitimierung des 
Staates“ eingerichtet.“

Aus: Süddt. Zeitung



Juli 2022 Cybersicherheitsagenda

„Das Gesetz über digitale Dienste erleichtert die Entfernung illegaler Inhalte ….
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Okt 2022 Änderung des Volksverhetzungsparagraphen §130 StGB 

Verabschiedet in einem sog. Omnibusverfahren (Zusatz zu einem best. Paragraphen)

§ 130 Abs. 5 StGB neuer Fassung stellt das
„öffentliche Billigen, Leugnen und gröbliche Verharmlosen 
von Völkermord, Verbrechen gegen die Menschlichkeit und Kriegsverbrechen unter 
Strafe, wenn die Tat in einer Weise begangen wird, die geeignet ist, zu Hass oder 
Gewalt aufzustacheln und den öffentlichen Frieden zu stören.“

Äußerungen über das Führen eines Angriffskrieges nicht explizit enthalten 

Trotzdem gehen Kritiker davon aus, dass der Paragraph auch gegen Kritiker der 
Kriegsführung gegen Russland eingesetzt werden kann. (Kritiker in Linke, AfD, FDP 
und Grüne, z. B. MdB Canan Bayram (Grüne)
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§ 130 StGB: Ampel verschärft Volksverhetzungsparagrafen (lto.de)



Entwurf s. 2022 Demokratiefördergesetz

Regierungsmonitor: Transparente Politik | Bundesregierung

5/10

• Titel: Stärkung von Maßnahmen zur Demokratieförderung, 
Vielfaltgestaltung, Extremismusprävention und politischen Bildung

• Projekte (=NGOs!) verlässlich u. bedarfsorientiert fördern
• „erstmals ein gesetzlicher Auftrag“ (…), der sowohl eigene 

Maßnahmen des Bundes, als auch die Förderung 
zivilgesellschaftlicher Maßnahmen umfasst!

• die geförderten Maßnahmen werden „wissenschaftlich begleitet“
• „qualitative Weiterentwicklung“ durch einen Bericht der 

Bundesregierung an den Deutschen Bundestag



Aug 23/->Jan 25 Übermittlungsregelungen im Bundesverfassungsschutzgesetz

• Übermittlungsregelungen werden an die aktuellen 
Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts angepasst“ 
(vgl. Verfassungsschutzrelevante Delegitimierung des Staates)

• Richtet sich gegen „ Extremismus, Terrorismus und geheimdienstliche Aktivitäten 
fremder Mächte“

• Regelung von Übermittlungen an Polizei /Gefahrenabwehrbehörden für Zwecke der 
Strafverfolgung

• Schutz vor "Innentätern" im eigenen Personal
• Übermittlungszweck muss dabei nach dem Gesetzentwurf immer der “Schutz 

herausragender öffentlicher Interessen“ sein und nur bei „Vorliegen einer bereits 
konkretisierten Gefahr“
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BMI - Presse - Bundeskabinett beschließt Entwurf für neue Übermittlungsregelungen im Bundesverfassungsschutzgesetz 



Feb 24 Maßnahmen gegen Rechtsextremismus (nach Correctiv)

1. Resilienz der Demokratie stärken
2. Ganzheitlicher Ansatz zur Bekämpfung des Rechtsextremismus
3. Finanzquellen rechtsextremistischer Netzwerke austrocknen
4. Transnationale Vernetzungen stören
5. Hass im Netz bekämpfen
6. Ausländischer Einflussnahme und Desinformation entgegenwirken
7. Verfassungsfeinde aus dem öffentlichen Dienst entfernen
8. Rechtsextreme Netzwerke zerschlagen
9. Rechtsextremisten konsequent entwaffnen
10. Demokratieförderung stärken
11. Sport mit Haltung - gegen Rechtsextremismus
12. Antisemitismus entgegentreten
13. Angegriffenen Demokratinnen und Demokraten den Rücken stärken

https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/schwerpunkte/DE/gegen-rechtsextremismus/artikel-massnahmen-gegen-rex.html
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April 24 Reform des Disziplinarrechts 

Faeser: „Wir lassen nicht zu, dass unserer demokratischer Rechtsstaat von innen heraus von Extremisten 
sabotiert wird. Wer den Staat ablehnt, kann ihm nicht dienen. 

• Ziel: „Verfassungsfeinde schneller aus dem öffentlichen Dienst entfernen“
• sämtliche Disziplinarmaßnahmen können nun per Disziplinarverfügung der 

zuständigen Behörde ausgesprochen werden (Beweislastumkehr)
• Faeser kündigt „konsequente Verfolgung von Volksverhetzungsdelikten“ an
• „effektiver Rechtsschutz durch eine „nachgelagerte gerichtliche Überprüfung“
• Bei Verurteilung wg. Volksverhetzung Verlust der Beamtenrechte und Kürzung der 

Bezüge und Pensionen, auch bei pensionierten Beamten

Verfassungsfeinde aus dem öffentlichen Dienst entfernen | Bundesregierung
https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/pressemitteilungen/DE/2024/03/inkrafttreten-disziplinarrecht.html
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versch. 
Entwürfe

Resolution zum Schutz Jüdischen Lebens 
/Antisemitismus Initiativen

https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2024/kw15-de-antisemitismus-997402
https://www.zeit.de/kultur/2024-07/bundestag-resolution-antisemitismus-schutz-juedisches-leben-verfassungsschutz
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Am 12. April 2024 diskutierte Parlament erneut über 
Maßnahmen zur Bekämpfung von Antisemitismus

Kritik (Zeit): Möglichkeit der „flächendeckenden Überprüfung von 
Künstlerinnen und Forschenden, die sich um öffentliche Förderung 
bewerben, durch das Bundesamt für Verfassungsschutz“.

Definition Antisemitismus wird direkt von der IHRA übernommen, die 
auch staatsbezogenen Antisemitismus umfasst. Wird auch von vielen 
Juden in Deutschland sehr kritisch gesehen, da Antisemitismus dadurch 
auch geschürt werden kann.



August 2022 Sicherheitspaket nach Terrorangriff von Solingen 

• Verschärfung des Waffenrechtes (Messerverbot)
• Islamismus bekämpfen und irreguläre Migration reduzieren

• Mehr Befugnisse für Sicherheitsbehörden, insbesondere im Netz
• Befugnis zum biometrischen Abgleich von Internetdaten 

(„Gesichtserkennung"), um die Identität von Schutzsuchenden festzustellen
• BKA darf zur Analyse polizeilicher Daten KI einsetzen
• Verfassungsschutz kann leichter Finanzermittlungen durchführen, um 

Terrorismusfinanzierung besser zu bekämpfen und Geldströme zu 
kontrollieren

• Task Force zur Islamismusprävention aus Wissenschaft und Praxis 

https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/kurzmeldungen/DE/2024/08/Sicherheitspaket-Solingen.html
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Bund-Länder-offene Arbeitsgruppe Hybride Bedrohungen (BLoAG Hybrid) 

FAQs Feb 2023 
These: Russland verbreite gezielt Desinformation über 
Trollfabriken und soziale Netzwerke, um „das gesellschaftliche 
Stimmungsbild in anderen Staaten zu ihren Gunsten gegen die 
Ukraine zu beeinflussen oder die politische Willensbildung in den 
Zielstaaten gemäß ihrer eigenen politischen Agenda zu verändern.

Hybride Bedrohungen – Gemeinsamer 
Aktionsplan von Bund und Ländern 
gegen Desinformation und für eine 
wehrhafte Demokratie

Sensibilisierung im Umgang mit hybriden 
Bedrohungen einschließlich Desinformation

bis September 2024 zentrale 
Koordinierungs- und 
Ansprechstellen (Single Points of
Contact, SPOC) für das Thema 
hybride Bedrohungen



Auswirkungen der Maßnahmenpakete:

 Einschüchterung /Chilling effect/ Selbstzensur/ Vorsicht bei der Meinungsäußerung
 Cancel Culture: Raum- und Auftrittsverbote
 Verbot/Denunzierung von kritischen Plattformen (RT, Compact, NDS)
 Entzug finanzieller Grundlagen für Portale (Banken müssen u. U. Spender nennen)
 Willkürliche Festlegung, was eine schädliche oder extremistische Meinung ist bzw. was 

als Volksverhetzung gilt.
 Selbstzensur in den Sozialen Medien: „schädliche“,„illegale“, „extremistische“ 

Äußerungen und Desinformation müssen gelöscht werden unter Androhung sehr hoher 
Geldstrafen (DSA)



Art. 5 GG

(1)Jeder hat das Recht, seine Meinung in Wort, Schrift und Bild frei zu äußern und zu 
verbreiten und sich aus allgemein zugänglichen Quellen ungehindert zu 
unterrichten. Die Pressefreiheit und die Freiheit der Berichterstattung durch 
Rundfunk und Film werden gewährleistet. Eine Zensur findet nicht statt.

Ich freue mich auf eine rege Diskussion mit Euch!


